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Schriftlicher Bericht 

des Ausschusses für Verkehr, Post- und Fernmeldewesen 

(23= Ausschuß) 

über den von der Bundesregierung eingebrachten Entwurf eines 
Gesetzes zur Ausführung der Verordnung Nr. 11 des Rates der 
Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 

— Drucksache 2762 — 


A. Bericht des Abgeordneten Siebei 


Der Deutsche Bundestag hat in seiner 160. Sit- 
zung vom 30. Mai 1961 den vorliegenden Gesetz- 
entwurf an den Ausschuß für Verkehr, Post- und 
Fernmeldewesen federführend sowie an den Rechts- 
ausschuß und Wirtschaftsausschuß zur Mitberatung 
überwiesen. 

Der Ausschuß für Verkehr, Post- und Fernmelde- 
wesen hat den Entwurf in seiner 113. Sitzung vom 
21. Juni 1961 abschließend beraten und mit einigen 
Änderungen gebilligt. Mit dem Gesetzentwurf will 
die Bundesregierung der der Bundesrepublik nach i 
den Artikeln 14 und 16 der Verordnung Nr. 11 des 
Rates der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 
(BGBl. 1960 II S. 2209) obliegenden Verpflichtung 
nachkommen, vor dem 1. Juli 1961 und nach An- 
hören der Europäischen Wirtschaftskommission die i 
innerstaatlich zur Durchführung der genannten Ver- | 
Ordnung noch erforderlichen gesetzgeberischen | 
Maßnahmen zu treffen. i 

i 

Die Verordnung Nr. 11 des Rates der EWG ist 
auf Grund von Artikel 79 Abs. 3 des Vertrages zur 
Gründung der Europäischen Wirtschaftsgemein- 
schaft erlassen und seit dem 5. September 1960 in 
der Bundesrepublik geltendes Recht. Sie verbietet 
die Anwendung unterschiedlicher Frachten und Be- | 
förderungsbedingungen in denselben Verkehrsver- 
bindungen für gleiche Güter je nach ihrem Her- 
kunfts- oder Bestimmungsland. Da solche Diskrimi- 
nierungen heute kaum noch Vorkommen, ist ihre 
praktische Bedeutung gering. Die Verordnung 
sichert jedoch die Einhaltung ihres Verbots, indem 
sie den Verkehrsunternehmen die Pflicht auferlegt, 
alle möglicherweise unter das Verbot fallenden Ta- 
rife und Beförderungsbedingungen über die Regie- 
rungen der Kommission mitzuteilen (Artikel 5 der 
VO), Beförderungspapiere mit bestimmten Angaben 


mitzuführen und aufzubewahren, und indem sie den 
Verkehrsunternehmern, den Spediteuren und den 
Hilfsunternehmern des Verkehrs bestimmte Aus- 
kunftspflichten der Kommission und den Regierun- 
gen gegenüber auferlegt (Artikel 11 und 13). Die 
Überwachung ihrer Einhaltung und die Sorge für 
Sanktionsvorschriften für den Fall von Zuwider- 
handlungen ist einerseits den Mitgliedstaaten über- 
tragen, andererseits übt die Europäische Wirt- 
schaftskommission eine überlagernde Direktkon- 
trolle aus. 

Der Ausschuß für Verkehr, Post- und Fernmelde- 
wesen glaubt, daß der von der Bundesregierung 
vorgelegte Entwurf ausreicht, um die gesetzlichen 
Grundlagen für die den Mitgliedstaaten übertra- 
gene Überwachung der Einhaltung der Bestimmun- 
gen der VO Nr. 11 in der Bundesrepublik zu schaf- 
fen und die vorgesehenen Sanktionen zu ermög- 
lichen. Der Bundesgesetzgeber hatte zu prüfen, ob 
diese Überwachung nicht bereits auf Grund beste- 
hender gesetzlicher Vorschriften in der Bundesrepu- 
blik möglich ist, und ob nicht bereits bestehende 
Straf- oder Bußgeldvorschriften die Verhängung 
von Sanktionen bei Verstößen ermöglichen. Die 
Bundesregierung ist bei der Vorprüfung dieser 
Frage zu dem Ergebnis gekommen, daß dies auf 
dem Gebiet des Eisenbahnwesens mit der bestehen- 
den umfassenden Rechts- und Tarifaufsicht des Bun- 
desministers für Verkehr gegenüber der Bundes- 
bahn und der obersten Landesverkehrsbehörden 
gegenüber den nichtbundeseigenen Eisenbahnen der 
Fall ist. Im einzelnen wird hierzu auf die Begrün- 
dung zum Gesetzentwurf verwiesen. Lediglich auf 
dem Gebiet des Straßenverkehrs und der Binnen- 
schiffahrt mußten deshalb neue Zuständigkeiten und 
entsprechende Bußgeldvorschriften geschaffen wer- 
den. Dies ist in dem vorliegenden Entwurf durch 
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entsprechende Änderung der bestehenden Fach- 
gesetze vorgesehen, damit die einzelnen Verkehrs- 
träger auch künftig ihr Recht erschöpfend in ihrem 
Fachgesetz geregelt finden. 

So soll die Bundesanstalt für den Güterfernver- 
kehr, die bereits unter anderen Gesichtspunkten 
den Straßenverkehr zu kontrollieren hat, auch die 
Einhaltung der VO Nr. 11 überwachen. Für den 
Bereich der Binnenschiffahrt sollen es die Wasser- 
und Schiffahrtsdirektionen tun. Ferner ist im Ent- 
wurf den Unternehmern die Pflicht auferlegt, auch 
ihren nationalen Behörden erforderliche zusätzliche 
Auskünfte zu erteilen, da diese Frage in der Ver- 
ordnung Nr. 11 nicht »ganz eindeutig geregelt ist. 

Die im Entwurf ferner vorgesehenen Bußgeldvor- 
schriften kennzeichnen die in der VO Nr. 11 fest- j 
gelegten Verstöße als Ordnungswidrigkeiten und ! 
bedrohen sie mit gleichen Geldbußen, wie sie in | 
vergleichbaren, bereits im Güterkraftverkehrsgesetz i 
und Binnenschiffsverkehrsgesetz bestehenden Buß- ■ 
geldvorschriften angedroht sind. Hierbei wird ent- ^ 
sprechend einem in Artikel 22 der VO Nr. 11 ent- ^ 
haltenen Grundsatz für den Fall, daß nicht der j 
Unternehmer selbst, sondern ein Angehöriger eines i 
Organs oder ein Bediensteter eines Unternehmens ! 
die mit Geldbuße bedroihte Handlung begangen hat, | 
nicht diesem, sondern ausschließlich dem Unter- | 
nehmen die Geldbuße auferlegt. Voraussetzung 
hierfür ist allerdings, daß der Unternehmensleitung 
eine Verletzung ihrer Aufsichtspflicht vorgeworfen 
werden kann. 

Der Ausschuß für Verkehr, Post- und Fernmelde- 
wesen ist diesen bei der Aufstellung des Entwurfs 
angestellten Überlegungen der Bundesregierung 
gefolgt. Auch er hält den Einbau der Bestimmungen 
in das Güterkraftveikehrsgesetz und das Gesetz 
über den gewerblichen Binnenschiffsverkehr für die 
zweckmäßigste Form, den Verpflichtungen aus den 
Artikeln 14 und 16 der VO Nr. 11 zu genügen. Er 
hat davon Kenntnis genommen, daß der Gesetz- 
entwurf der Bundesregierung der EWG-Kommis- 
sion übermittelt wurde und nach deren Auffassung 
im allgemeinen den Vorschriften der VO genügt. 
Damit ist die nach den Artikeln 14 und 16 der VO 
Nr. 1(1 vorgeschriebene Anhörung der Kommission 
durchgeführt. 

Der mitberatende Wirtschaftsausschuß hat den 
Entwurf zur Kenntnis genommen und keine Ein- 
wendungen erhaben. 

Der Ausschuß für Verkehr, Post- und Fernmelde- 
wesen hat sich jedoch die Bedenken des Rechtsaus- 
schusses dagegen zu eigen gemacht, daß nach Ar- 


tikel 1 Nr. 1 des Entwurfs in § 55 GüKG, der die 
Befugnisse der Bundesanstalt für den Güterfernver- 
kehr bei ihrer allgemeinen Uberwachungstätigkeit 
regelt, das Grundrecht des Artikels 13 Abs. 1 des 
Grundgesetzes auf Unverletzlichkeit der Wohnung 
eingeschränkt werden sollte. Es mag zweifelhaft 
sein, ob § 55 Abs. 1 Nr. 3 GüKG, der den Beauf- 
tragten der Bundesanstalt das Recht einräumt, 
Grundstücke und Räume der zu überwachenden 
Unternehmen zu betreten, ohne ausdrückliche Ein- 
schränkung des Grundrechts des Artikels 13 Abs. 1 
GG einer verfassungsrechtlichen Nachprüfung stand- 
hält. Der mit der Verordnung Nr. 11 des Rates der 
EWG verfolgte Zweck allein rechtfertigt jedenfalls 
nach Ansicht beider Ausschüsse nicht eine solche 
Einschränkung, da sie wohl kaum die Vorausset- 
zungen des Artikels 13 Abs. 3 des GG erfüllen 
dürfte. 

Beide Ausschüsse hielten es deshalb für besser, 
in dem Abschnitt des GüKG, der der Durchführung 
der Vorschriften der Verordnung Nr. 11 gewidmet 
sein soll, hinsichtlich der Befugnisse der Bundes- 
anstalt nicht auf § 55 GüKG zu verweisen, sondern 
diese Befugnisse in einer auf den besonderen 
Zweck der Uberwachungstätigkeit nach der Ver- 
ordnung Nr. 11 zugeschnittenen Weise neu fest- 
zulegen. Dementsprechend schlagen die Ausschüsse 
vor, den Absatz 4 des § 97 a GüKG zu streichen und 
die Befugnisse der Bundesanstalt in einem neuen 
§ 97 aa so abzugrenzen, wie es aus der nachstehen- 
den Fassung ersichtlich ist. 

Bei dieser Regelung braucht die Frage einer Ein- 
schränkung des Grundrechts des Artikels 13 Abs. 1 
GG nicht berührt zu werden. 

Die gleiche Regelung muß nach Auffassung bei- 
der Ausschüsse dann auch für das BschVG vor- 
gesehen werden, so daß in Artikel 2 Nr. 1 der im 
Entwurf vorgesehene § 35 b BSchVG, der dem § 55 
GüKG nadigebildet war, durch eine Vorschrift er- 
setzt wird, die dem neu vorgeschlagenen § 97 aa 
GüKG entspricht. 

Zur Fassung der Eingangsformel des Gesetzent- 
wurfs ist der Ausschuß in Übereinstimmung mit der 
Empfehlung des Rechtsausschusses der Meinung, 
daß der Stellungnahme der Bunderegierung zu der 
Empfehlung des Bundesrates beigetreten werden 
sollte. Der Ausschuß hat darüber keinen Beschluß 
gefaßt, da nach ständiger Übung die Abfassung der 
Eingangsformel den Verkündungsorganen obliegt. 

Da aus zeitlichen Gründen das Gesetz nicht wie 
vorgesehen bis zum 1. Juli 1964 in Kraft gesetzt 
werden kann, sah der Ausschuß eine Änderung 
des Artikels 4 für notwendig an. 


Bonn, den 21. Juni 1961 


Siebei 

Berichterstatter 
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B. Antrag des Ausschusses 

Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf — Drucksache 2762 — in der 
anliegenden Fassung anzunehmen. 

Bonn, den 21. Juni 1961 

Der Ausschuß für Verkehr, 

Post- und Fernmeldewesen 

Dr. Bleiß Siebei 

Vorsitzender Berichterstatter 
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Beschlüsse des 23. Ausschusses 


Entwurf eines Gesetzes 
zur Ausführung der Verordnung Nr. 11 
des Rates der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 


Zur Ausführung des Artikels 14 Abs. 1 und 2 so- 
wie des Artikels 16 der Verordnung Nr. 11 des 
Rates der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 
über die Beseitigung von Diskriminierungen auf 
dem Gebiet der Frachten und Beförderungsbedin- 
gungen gemäß Artikel 79 Abs. 3 des Vertrages zur 
Gründung der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 
vom 27. Juni 1960 (Amtsblatt der Europäischen Ge- 
meinschaften S. 1121, Bundesgesetzbl. II S. 2209) hat 
der Bundestag mit Zustimmung des Bundesrates das 
folgende Gesetz beschlossen: 


Artikel 1 

Das Güterkraftverkehrsgesetz (GüKG) vom 17. Ok- 
tober 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 697), zuletzt geän- 
dert durch das Dritte Gesetz zur Änderung des 
Güterkraftverkehrsgesetzes vom 27. Dezember 1960 
(Bundesgesetzbl. I S. 1084), wird wie folgt geändert: 

1. Hinter § 97 wird folgender Vierter Abschnitt ein- 
gefügt: 

„Vierter Abschnitt 

Durchführung bestimmter Vorschriften der 
Europäisdien Gemeinschaften 

§ 97 a 

(1) Die Bundesanstalt überwacht die Einhal- 
tung der Pflichten, die nach dem Artikel 5 Abs. 2 
und den Artikeln 6, 11 und 13 der Verordnung 
Nr. 11 des Rates der Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft über die Beseitung von Diskrimi- 
nierungen auf dem Gebiet der Frachten und Be- 
förderungbedingungen gemäß Artikel 79 Abs. 3 
des Vertrages zur Gründung der Europäischen 
Wirtschaftsgemeinschaft vom 27. Juni 1960 
(Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften 
S. 1121, Bundesgesetzbl. II S. 2209) den 

1. Unternehmern des Güterfern- und 
-nahverkehrs sowie des Werkver- 
kehrs, 

2. Spediteuren und Vermittlern von Be- 
förderungsleistungen sowie Hilfsunter- 
nehmern des Verkehrs 

obliegen. 


(2) Im Rahmen der Überwachung dieser Pflich- 
ten ist die Bundesanstalt insbesondere auch zu- 
ständig 

1. für die Entgegennahme von Mitteilun- 
gen und Unterrichtungen nach Artikel 5 
Abs. 2 der genannten Verordnung und 

2. für das Verlangen von Auskünften 
nach Artikel 13 der genannten Ver- 
ordnung. 


(3) Der Bundesanstalt obliegt ferner die 
Durchsetzung der Befugnisse, die den Beauftrag- 
ten der Kommission der Europäischen Wirt- 
schaftsgemeinschaft nach Artikel 14 Abs. 2 der 
genannten Verordnung zustehen. 


§ 97 aa 

(1) Zur Durchführung ihrer Aufgaben nach 
§ 97 a verfügt die Bundesanstalt über folgende 
Rechte und Befugnisse: 

a) Prüfung der Bücher und anderer Ge- 
schäftsunterlagen der Unternehmen, 

b) Anfertigung von Abschriften oder 
Auszügen aus diesen Büchern und Un- 
terlagen an Ort und Stelle, 

c) Zutritt zu allen Geschäftsräumlichkei- 
ten, Betriebsgrundstücken und Fahr- 
zeugen der Unternehmen, 

d) Anspruch auf Anforderung jeder Er- 
klärung zu den Büchern und Geschäfts- 
unterlagen. 


(2) Der Bundesminister für Verkehr erläßt zur 
Durchführung der der Bundesanstalt nach § 97 a 
übertragenen Aufgaben die erforderlichen All- 
gemeinen Verwaltungsvorschriften. 

§ 97 b 

(1) Unbeschadet der Anwendung des Arti- 
kels 5 der Verordnung Nr. 11 des Rates der 
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Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft (§ 97 a) 
haben die Unternehmer des Gütexfern- und -nah- 
verkehrs sowie des Werkverkehrs der Bundes- 
anstalt auf Verlangen alle erforderlichen zusätz- 
lichen Auskünfte über Tarife, Konventionen, 
Preisvereinbarungen und Beförderungsbedingun- 
gen zu erteilen. 

(2) Die Bundesanstalt kann für die Erteilung 
dieser Auskünfte eine Frist von mindestens 
einem Monat festsetzen. 

(3) § 97 aa gilt entsprechend." 


! 

2. Der bisherige Vierte Abschnitt wird Fünfter Ab- | 
schnitt, der Fünfte Abschnitt wird Sechster Ab- 
schnitt. 


3. § 99 wird wie folgt geändert; 

a) Die Worte „Mit einer Geldbuße . . bis „ . . . 

fahrlässig" werden durch die Worte ersetzt j 
„(1) Ordnungswidrig handelt, wer". | 

b) Es wird folgender Absatz 2 eingefügt; 

i 

„(2) Die Ordnungswidrigkeit kann, wenn | 
sie vorsätzlich begangen ist, mit einer Geld- ! 
büße bis zu 10 000 Deutsche Mark, wenn sie i 
fahrlässig begangen ist, mit einer Geldbuße 
bis zu 5000 Deutsche Mark geahndet werden." 


4. Hinter § 99 werden folgende Vorschriften einge- ^ 
fügt; I 


„§ 99 a 


(1) Ordnungswidrig handelt ferner, wer 

1. als Unternehmer des Güterfern-, des 
Güternahverkehrs oder des Werkver- 
kehrs 


a) entgegen den Pflichten des Arti- 
kels 5 Abs. 2 der Verordnung Nr. 11 
des Rates der Europäischen Wirt- 
schaftsgemeinschaft (§ 97 a) die Bun- 
desanstalt nicht unverzüglich über 
die in Artikel 5 Abs. 1 der genann- 
ten Verordnung bezeichneten Tarife, 
Konventionen, Preisvereinbarun- 
gen und Beförderungsbedingungen 
unterrichtet, die bei Inkrafttreten | 
dieser Vorschrift für das Unterneh- : 
men gelten oder nach dem Inkraft- | 
treten dieser Vorschrift für das Un- 
ternehmen eingeführt, abgeschlos- | 
sen oder geändert werden, 

b) der Vorschrift des Artikels 6 der : 
genannten Verordnung über die ' 
Ausstellung, Numerierung, Beigabe, 
Ausfüllung und Aufbewahrung der ' 
Beförderungspapiere zuwiderhan- i 
delt, 

c) der Bundesanstalt entgegen den 
Pflichten nach § 97 b die verlangten | 


Auskünfte nicht fristgemäß erteilt 
oder 

d) diese Auskünfte unrichtig oder un- 
vollständig erteilt; 

2. als Spediteur, als Vermittler von Be- 
förderungsleistungen oder als Hilfs- 
unternehmer des Verkehrs 

a) der Bundesanstalt entgegen den 
Pflichten des Artikels 13 der ge- 
nannten Verordnung die verlang- 
ten Auskünfte nicht fristgemäß er- 
teilt oder 

b) diese Auskünfte unrichtig oder un- 
vollständig erteilt. 


(2) Die Ordnungswidrigkeit kann, wenn sie 
vorsätzlich begangen ist, mit einer Geldbuße bis 
zu 10 000 Deutsche Mark, wenn sie in den Fäl- 
len des Absatzes 1 Nr. 1 Buchstaben a bis c oder 
Nr. 2 Buchstabe a fahrlässig begangen ist, mit 
einer Geldbuße bis zu 5000 Deutsche Mark ge- 
ahndet werden. 


§ 99 b 

(1) Begeht jemand als vertretungsberechtigtes 
Organ einer juristischen Person, als Mitglied 
eines solchen Organs oder als vertretungsberech- 
tigtes Mitglied einer Personenhandelsgesellschaft 
eine Ordnungswidrigkeit nach § 99 a, so kann die 
in dieser Vorschrift bestimmte Geldbuße gegen 
die juristische Person oder gegen die Personen- 
handelsgesellschaft festgesetzt werden. Dies gilt 
auch dann, wenn die Rechtshandlung, welche die 
Vertretungsbefugnis begründen sollte, unwirk- 
sam ist. 

(2) Begeht ein sonstiger Bediensteter in einem 
Unternehmen eine nach § 99 a mit Geldbuße be- 
drohte Handlung, so kann gegen den Inhaber 
des Unternehmens und, falls dieses eine juristi- 
sche Person oder eine Personenhandelsgesell- 
schaft ist, gegen diese eine Geldbuße festgesetzt 
werden, wenn der Inhaber des Unternehmens 
oder die in Absatz 1 genannten Personen vor- 
sätzlich oder fahrlässig ihre Aufsichtspflicht ver- 
letzt haben und der Vorstoß hierauf beruht. 


(3) Die Geldbuße beträgt im Falle des Ab- 
satzes 2 

1. bei vorsätzlicher Aufsichtspflichtver- 
letzung bis zu 10 000 Deutsche Mark, 

2. bei fahrlässiger Aufsichtspflichtverlet- 
zung bis zu 5000 Deutsche Mark. 

(4) § 6 des Gesetzes über Ordnungswidrigkei- 
ten gilt auch für das Entgelt und den Gewinn, 
den die juristische Person oder die Personenhan- 
delsgesellschaft für die Ordnungswidrigkeit emp- 
fangen oder aus ihr gezogen hat." 
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Artikel 2 

Das Gesetz über den gewerblichen Binnenschiffs- 
verkehr vom 1. Oktober 1953 (Bundesgesetzbl. I 
S. 1453) wird wie folgt geändert: 

1. Hinter § 35 wird folgender Sechster Abschnitt 
eingefügt: 

„Sechster Abschnitt 

Durchführung bestimmter Vorschriften der 
Europäischen Gemeinschaften 

§ 35 a 

(1) Die Wasser- und Schiffahrtsdirektionen 
überwachen die Einhaltung der Pflichten, die 
nach dem Artikel 5 Abs. 2 und den Artikeln 6, 11 
und 13 der Verordnung Nr. 11 des Rates der 
Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft über die 
Beseitigung von Diskriminierungen auf dem Ge- 
biet der Frachten und Beförderungsbedingungen 
gemäß Artikel 79 Abs. 3 des Vertrages zur Grün- 
dung der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 
vom 27. Juni 1960 (Amtsblatt der Europäischen 
Gemeinschaften S, 1121, Bundesgesetzbl. II 
S. 2209) den 

1. Schiffahrttreibenden, 

2. Spediteuren und Vermittlern von Be- 
förderungsleistungen sowie Hilfsunter- 
nehmern des Verkehrs 

obliegen. 


a) Prüfung der Bücher und anderer Ge- 
schäftsunterlagen der Unternehmen, 

b) Anfertigung von Abschriften oder Aus- 
zügen aus diesen Büchern und Unter- 
lagen an Ort und Stelle, 

c) Zutritt zu allen Geschäftsräumlich- 
keiten, Betrieb sgrundstücken und Fahr- 
zeugen der Unternehmen, 

d) Anspruch auf Anforderung jeder Er- 
klärung zu den Büchern und Geschäfts- 
unterlagen. 

(2) Der Bundesminister für Verkehr erläßt zur 
Durchführung der den Wasser- und Schiffahrts- 
direktionen nach § 35 a übertragenen Aufgaben 
die erforderlichen Allgemeinen Verwaltungsvor- 
schriften. 

§ 35 c 

(1) Unbeschadet der Anwendung des Arti- 
kels 5 der Verordnung Nr. 11 des Rates der 
Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft (§ 35 a) 
haben die Schiffahrttreibenden den Wasser- und 
Schiffahrtsdirektionen auf Verlangen alle erfor- 
derlichen zusätzlichen Auskünfte über Tarife, 
Konventionen, Preisvereinbarungen und Beför- 
derungsbedingungen zu erteilen. 

(2) Die Wasser- und Schiffahrtsdirektionen 
können für die Erteilung dieser Auskünfte eine 
Frist von mindestens einem Monat festsetzen. 


(2) Im Rahmen der Überwachung dieser 
Pflichten sind die Wasser- und Schiffahrtsdirek- 
tionen insbesondere auch zuständig 

1. für die Entgegennahme von Mitteilun- 
gen und Unterrichtungen nach Artikel 5 
Abs. 2 der genannten Verordnung und 

2. für das Verlangen von Auskünften 
nach Artikel 13 der genannten Ver- 
ordnung. 


(3) § 35 a Abs. 4 und § 35 b gelten ent- 
sprechend." 

2. Der bisherige Sechste Abschnitt wird Siebenter 
Abschnitt, der Siebente Abschnitt wird Achter 
Abschnitt. 

3. § 37 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Nr. 3 werden die Worte „vor- 
sätzlich oder fahrlässig" gestrichen. 


(3) Den Wasser- und Schiffahrtsdirektionen 
obliegt ferner die Durchsetzung der Befugnisse, 
die den Beauftragten der Kommission der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft nach Artikel 14 
Abs. 2 der genannten Verordnung zustehen. 


(4) Der Bundesminister für Verkehr kann die 
den Wasser- und Schiffahrtsdirektionen nach 
Absatz 1 bis 3 obliegenden Aufgaben einer 
Wasser- und Schiffahrtsdirektion für den Bezirk 
mehrerer Wasser- und Schiffahrtsdirektionen zu- 
weisen. 


§ 35b 


b) Absatz 2 erhält folgende Fassung: 

„(2) Die Ordnungswidrigkeit kann, wenn 
sie vorsätzlich begangen ist, mit einer Geld- 
buße bis zu 10 000 Deutsche Mark, wenn sie 
in dem Fall des Absatzes 1 Nr. 3 fahrlässig 
begangen ist, mit einer Geldbuße bis zu 
5000 Deutsche Mark geahndet werden." 


4. Hinter § 37 werden folgende Vorschriften einge- 
fügt: 


§ 37 a 


(1) Ordnungswidrig handelt ferner, wer 
1. als Schiffahrttreibender 


(1) Zur Durchführung ihrer Aufgaben nach 
§ 35 a verfügen die Wasser- und Schiffahrtsdirek- 
tionen über folgende Rechte und Befugnisse: 


a) entgegen den Pflichten des Arti- 
kels 5 Abs. 2 der Verordnung Nr. 11 
des Rates der Europäischen Wirt- 
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Schaftsgemeinschaft (§ 35 a) die zu- 
ständige Wasser- und Schiffahrts- 
direktion nicht unverzüglich über 
die in Artikel 5 Abs. 1 der genann- 
ten Verordnung bezeichneten Ta- 
rife, Konventionen, Preisvereinba- 
rungen und Beförderungsbedingun- 
gen unterrichtet, die bei Inkrafttre- 
ten dieser Vorschrift für den Be- 
trieb gelten oder nach dem Inkraft- 
treten dieser Vorschrift für den Be- 
trieb eingeführt, abgeschlossen oder 
geändert werden, 

b) der Vorschrift des Artikels 6 der 

genannten Verordnung über die 
Ausstellung, Numerierung, Beigabe, 
Ausfüllung und Aufbewahrung der 
B ef ö rd erung sp ap i e r e zuwide rhan- 

delt, 

c) der zuständigen Wasser- und Schiff- 
fahrtsdirektion entgegen den Pflich- 
ten nach § 35 c die verlangten Aus- 
künfte nicht fristgemäß erteilt oder 

d) diese Auskünfte unrichtig oder un- 
vollständig erteilt; 

2. als Spediteur, als Vermittler von Be- 
förderungsleistungen oder als Hilfs- 
unternehmer des Verkehrs 

a) der zuständigen Wasser- und Schiff- 
fahrtsdirektion entgegen den Pflich- 
ten des Artikels 13 der genannten 
Verordnung die verlangten Aus- 
künfte nicht fristgemäß erteilt oder 

b) diese Auskünfte unrichtig oder un- j 

vollständig erteilt. | 

(2) Die Ordnungswidrigkeit kann, wenn sie 
vorsätzlich begangen ist, mit einer Geldbuße bis , 
zu 10 000 Deutsche Mark, wenn sie in den Fällen 
des Absatzes 1 Nr. 1 Buchstaben a bis c oder 
Nr. 2 Buchstabe a fahrlässig begangen ist, mit 
einer Geldbuße bis zu 5000 Deutsche Mark ge- 
ahndet werden. 

§ 37 b 

(d) Begeht jemand als vertretungsberechtigtes 
Organ einer juristischen Person, als Mitglied 


eines solchen Organs oder als vertretungsberech- 
tigtes Mitglied einer Personenhandelsgesell- 
schaft eine Ordnungswidrigkeit nach § 37 a, so 
kann die in dieser Vorschrift bestimmte Geld- 
buße gegen die juristische Person oder gegen die 
Personenhandelsgesellschaft festgesetzt werden. 
Dies gilt auch dann, wenn die Rechtshandlung, 
welche die Vertretungsbefugnis begründen sollte, 
unwirksam ist. 

(2) Begeht ein sonstiger Bediensteter in einem 
Unternehmen eine nach § 37 a mit Geldbuße be- 
drohte Handlung, so kann gegen den Inhaber 
des Unternehmens und, falls dieses eine juristi- 
sche Person oder eine Personenhandelsgesell- 
schaft ist, gegen diese eine Geldbuße festgesetzt 
werden, wenn der Inhaber des Unternehmens 
oder die in Absatz 1 genannten Personen vor- 
sätzlich oder fahrlässig ihre Aufsichtspflicht ver- 
letzt haben und der Verstoß hierauf beruht. 

(3) Die Geldbuße beträgt im Falle des Ab- 
satzes 2 

1. bei vorsätzlicher Aufsichtspflichtver- 
letzung bis zu 10 000 Deutsche Mark, 

2. bei fahrlässiger Aufsichtspflichtverlet- 
zung bis zu 5000 Deutsche Mark. 

(4) § 6 des Gesetzes über Ordnungs Widrigkei- 
ten gilt auch für das Entgelt und den Gewinn, 
den die juristische Person oder die Personenhan- 
delsgesellschaft für die Ordnungswidrigkeit emp- 
fangen oder aus ihr gezogen hat." 


Artikel 3 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 
1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 
Rechtsverordnungen, die auf Grund dieses Gesetzes 
erlassen werden, gelten im Land Berlin nach § 14 
des Dritten Überleitungsgesetzes. 


Artikel 4 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkün- 
dung in Kraft. 
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